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Mieterverein erinnert Nopper an Wahlversprechen

Der Mieterverein zeigt sich 
enttäuscht, dass laut Plan von 
Oberbürgermeister Frank 
Nopper bis 2033 nur 20.000 
Wohnungen gebaut werden 
sollen. Dies sind pro Jahr ge
rade einmal 1.800 Wohnun
gen und noch 200 weniger als 
es der OB noch vor seiner 
Wahl versprochen hatte.
Die Planzahl stützt sich auf 
die heftig umstrittene Be
darfsanalyse der städtischen 
Statistiker von 2021. Schon in 
der Vergangenheit hatten die 
Bedarfsprognosen immer er
heblich neben der realen 
Entwicklung von Einwoh

nern und Wohnungsnachfra
ge gelegen. 
So wurde für die Jahrtau
sendwende in Stuttgart ein 
Schwund auf 530.000 Ein
wohner prognostiziert. Noch 
2005 gab das Statistische Amt 
für 2020 als Ziel das Halten 
von 590.000 Einwohnern aus. 
Allein dafür sollten jährlich 
1.800 Wohnungen gebaut 
werden. Tatsächlich hat 
Stuttgart inzwichen 610.000 
Einwohner und von 2010 bis 
2018 wurden für den jähr
lichen Zuwachs an 3.000 
Haushalten in Stuttgart nicht 
einmal 1.500 Wohnungen zu

sätzlich gebaut. Damit wurde 
der Wohnungsmangel jähr
lich größer.
Nicht nur nach Einschätzung 
des Mietervereins wird die 
weitere Entwicklung Stutt
garts davon abhängen, ob es 
endlich gelingt, für Neubür
ger ausreichend bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen. Ein 
Festhalten am viel zu ge
ringen Neubauziel wird sich 
zu Lasten der Wohnungs
suchenden und der dyna
mischen wirtschaftlichen 
Entwicklung der Stadt aus
wirken. 
Zunehmend berichten Fir
men, dass der Wohnungs
mangel die Anwerbung drin
gend benötigter Fachkräfte 
erheblich behindert. Das 
wird insbesondere wegen des 
Renteneinstiegs geburten
starker Jahrgänge in den 
nächsten Jahren für viele 
Stuttgarter Unternehmen zur 
Existenzfrage werden.
Andere Großstädte in 
Deutschland planen ihre 

künftige Entwicklung weit 
dynamischer: Während Mün
chen bis 2030 einen Einwoh
nerzuwachs von 140.000 auf 
1,6 Millionen erwartet und 
Hamburg mit 146.000 zusätz
lichen Einwohnern die zwei 
Millionen überschreiten will, 
rechnen Stuttgarts Statistiker 
nur mit einem Zuwachs von 
6.000 Einwohnern insgesamt 
bis 2030. So viel Zuwachs hat
te und hat Stuttgart (ausge
nommen die Coronajahre) 
aber bereits pro Jahr. 
München und Hamburg bau
en je 100.000 Einwohner dop
pelt so viele Wohnungen. Un
ter den Städten über 600.000 
Einwohnern trägt Stuttgart 
beim Neubau seit Jahren die 
rote Laterne. „Der Mieterver
ein erwartet, dass OB Nopper 
endlich die Wende einleitet 
und sich an den im Woh
nungsbau erfolgreichen Städ
ten orientiert. Ein ‚Weiter so‘ 
kann sich Stuttgart nicht leis
ten“, erklärte Mietervereins
chef Rolf Gaßmann.  n

Stuttgart: 6.000 zusätzliche Einwohner und nur 1.800 Wohnungen

Stadt darf überhöhte Mietpreise nicht hinnehmen
Dem viel zu geringen Woh
nungsangebot steht eine rie
sige und weiter zunehmende 
Nachfrage gegenüber. Weil 
deshalb Profiteure am Woh
nungsmarkt untragbare Wu
chermieten verlangen kön
nen, ist die Stadt Freiburg 
aktiv geworden. Mit Hilfe 
 eines von der Firma Mie
tenmonitor entwickelten 
 Systems zur Auswertung 
überteuerter Wohnungsan
gebote schreibt die Stadt die 
Anbieter solcher Wohnungen 
an, fordert sie zur Absen
kung der Mietpreise auf und 
droht notfalls auch mit An
zeige.
Vor wenigen Tagen hat Frei

burg nach einjähriger Zu
sammenarbeit mit der Firma 
Mietenmonitor eine Erfolgs
bilanz veröffentlicht. Danach 
konnten in über 130 Fällen 
die Mieten gesenkt werden 
und viele Makler würden 
jetzt aufgrund des Wirkens 
der Stadt ihre Kunden auf die 
gesetzlich zulässigen Gren
zen hinweisen. „Der Mehr
wert liegt darin, dass die Im
mobilienwirtschaft jetzt 
weiß, dass die Stadt die Mie
ten kontrolliert“, stellte Frei
burg fest. In Stuttgart weiß 
die Immobilienwirtschaft 
dies leider noch nicht.
Auch OB Frank Nopper hatte 
auf der Mitgliederversamm

lung des Mietervereins im 
Mai 2022 eine Prüfung des 
Modells zugesagt. Auf eine 
entsprechende Erinnerung 
des Vereins antwortete er im 
November: Die Analyse von 
Inseraten auf überhöhte Mie
ten solle in Stuttgart „nicht 
mittels externer Software, 
sondern vielmehr mit eige
nem Personal und Software 
durchgeführt werden“. Dazu 
sei seit Anfang Oktober eine 
zusätzliche Stelle besetzt 
worden.
Anlässlich der Freiburger Er
folge bat Mietervereinschef 
Rolf Gaßmann nun Nopper 
nochmals seine Position zu 
überdenken, dass die Stadt 

alles selber machen könne. 
„Angesichts der enormen Be
wegungen am Wohnungs
markt (in Stuttgart ziehen 
pro Jahr ca. 25.000 Haushalte 
in eine andere Wohnung) ist 
ein Stelleninhaber mit der 
Aufgabe einer wirksamen 
Kontrolle überhöhter Mieten 
klar überfordert, zumal 
wenn er nicht auf ein funkti
onierendes Analysepro
gramm zurückgreifen kann. 
Auch in Stuttgart sollte die 
Immobilienwirtschaft wis
sen, dass die Stadt Mietpreis
überhöhung und Mietwu
cher nicht länger hinnimmt“, 
schrieb Gaßmann an den 
Oberbürgermeister.  n DM
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Feuchter Keller als 
 Wohnung vermietet
„Entsetzt“ zeigte sich die Ar
chitektin Angelika Nitsche, 
als sie im Auftrag des Mieter
vereins die Ursachen einer 
feuchten „Wohnung“ erkun
den wollte. Sie fand in der 
Lengenfeldstraße in Leinfel
den Kellerräume vor, die zu 
einer Kaltmiete von 720 Euro 
an eine vierköpfige Familie 
vermietet wurden. 
Die Architektin stellte sofort 
fest, dass wegen Belichtung, 
Belüftung und Raumhöhen 
„es sich nicht um Aufent
haltsräume, sondern um Kel
lerräume handelt“. Keller
räume in Gebäuden früherer 
Baujahre sind weder von au
ßen gedämmt, noch ausrei
chend gegen Feuchtigkeit aus 
dem Erdreich abgedichtet. Es 
liege somit eine bauartbe
dingte und gesundheitsge
fährdende Schimmelbildung 
vor. „Eine baurechtliche Ge
nehmigung als Wohnung ist 
ausgeschlossen“, stellte Nit

sche zusammenfassend fest.
Zudem kassierten die Ver
mieter, Christel und Bernd 
W., die Mietzahlungen in bar, 
vermutlich an der Steuer vor
bei. Das Mietverhältnis ende
te im Juli 2021, als die Mieter 
wegen unzumutbarer Feuch
tigkeit in eine städtische Not
unterkunft einziehen konn
ten.
Die vom Mieterverein vertre
tene Familie forderte nach 
Beendigung des Mietverhält
nisses einen Teil der Miete 
zurück. Weil sich die Vermie
ter uneinsichtig zeigten, 
schaltete der Mieterverein 
auch das Baurechtsamt we
gen unzulässiger Vermietung 
eines Kellers zu Wohnzwe
cken ein.  n

Härtefallfonds
Wann werden 40 Prozent der Haushalte in Baden-Württemberg von hohen Energiekosten entlastet?

In BadenWürttemberg heizt 
ein sehr hoher Anteil der 
Haushalte mit Öl (33,3 Pro
zent) und Pellets (5,4 Pro
zent). Auch die Preise dieser 
Energieträger waren im ver
gangenen Jahr explosions
artig angestiegen und über
fordern viele Haushalte 
finanziell. So betrug im 
Herbst 2022, als viele Haus
halte ihre Tanks füllten, der 
Heizölpreis 1,70 Euro/Liter, 
im März 2022 sogar zeitweise 
über 2 Euro/Liter. Dagegen 
lag der Heizölpreis im Jahr 
2021 noch bei 0,60 bis 
0,90 Euro/Liter. Wer also 2022 

seinen Tank füllen musste, 
zahlte bis zum dreifachen 
Preis und mehr gegenüber 
dem Vorjahr.

Entlastung vereinbart
Die Bundesregierung und 
der Bundestag hatten des
halb beschlossen, dass priva
te Haushalte, die mit Brenn
stoffen wie Heizöl, Pellets, 
Flüssiggas oder auch Kohle 
oder Holz heizen, rückwir
kend von Januar 2022 bis De
zember 2022 finanziell ent
lastet werden sollen. Dafür 
hat der Bund einen Härtefall
fonds aufgelegt. Beantragt 

und abgewickelt werden soll 
die Entlastung aber vom je
weiligen Bundesland. Ver
braucher müssen dafür ihre 
Rechnungen von 2022 vorle
gen und können maximal 
2.000 Euro erhalten. Voraus
setzung ist, dass sich ihr 
Energiepreis im Vergleich 
zum Jahr 2021 mehr als ver
doppelt hat. 
Die Ausgestaltung der Zah
lungen obliegt den Bundes
ländern. Weil in Berlin die 
Ausgestaltung dieser Hilfe 
bereits umgesetzt wurde, 
nicht aber in BadenWürt
temberg, forderte der Mie

terbund die Landesregierung 
Mitte Februar in einem Brief 
zum Handeln auf: „Gerade in 
unserem Bundesland mit 
vergleichsweise besonders 
hohem Anteil dieser Energie
träger käme fast die Hälfte al
ler Haushalte in den Genuss 
einer solchen Entlastung. 
Bitte teilen Sie uns mit, wann 
und wie die Ausgestaltung 
dieser Finanzhilfen in Baden
Württemberg erfolgen soll 
und wann fast 40 Prozent der 
Haushalte mit der verspro
chenen Entlastung rechnen 
können?“, heißt es da unter 
anderem.  n

Eigenkapital für SWSG wird erhöht
Für notwendig und richtig 
hält der Mieterverein die an
gekündigte „Finanzspritze“ 
der Stadt von 200 Millionen 
Euro an ihr eigenes Woh
nungsunternehmen SWSG. 
Schließlich sind neu gebaute 
Wohnungen auch Vermö
genswerte, deren Wertzu
wachs der Stadt als alleiniger 
Eigentümerin der SWSG zu
fällt. 
Mit der Kapitaleinlage wird 
die vom Gemeinderat vor 
20 Jahren verordnete Kapital
herabsetzung nun korrigiert. 
Damals hatte eine konserva
tive Mehrheit im Gemeinde
rat die SWSG zum Verkauf 

von über 1.000 Wohnungen 
und zur Ausschüttung der 
Verkaufserlöse an die Stadt 
gezwungen. 
„Die Stadt muss jetzt mehr 
tun, damit der Bau bezahl
barer Wohnungen in Stutt
gart nicht weiter stockt“, for
dert der Mieterverein. Um 
die teilweise kriegsbedingte 
Kostenexplosion am Bau ab
zumildern, sollte die Stadt 
deshalb den Wohnungsge
nossenschaften Zinszuschüs
se anbieten, damit diese wei
terhin ihren Beitrag zum 
dringend erforderlichen 
Wohnungsneubau erbringen 
können.  n

Antrag auf Wohngeld online stellen
Seit Februar können Anträge 
auf Wohngeld auch in Stutt
gart endlich online gestellt 
werden. Auf www.stuttgart.
de/wohngeld kommt man 
zum Portal. Der Mieterverein 
rät Haushalten mit kleinem 
Einkommen zur Antragstel
lung. Laut Hinweis der Bun

desregierung soll ein Drittel 
mehr Haushalte vom staatli
chen Mietzuschuss profitie
ren, da sowohl die Einkom
mensgrenzen als auch das 
Wohngeld erhöht wurden. 
Zudem enthält das neue 
Wohngeld einen Energiekos
tenzuschuss.  n

17 //02 2023MIETERZEITUNG //

STUTTGART //


